
Schriften anzufertigen. In Zukunft wird es jedoch so 
gehandhabt, daß bei derartigen Prozessen das Urteil 
sofort in zwei Maschinen diktiert und damit in einem 
Arbeitsgang die nötige Zahl von Durchschriften ange­
fertigt wird. Herbert S c h m i ß r a u t h e r ,

Direktor des Kreisgerichts Nauen

Zur Frage der Streitwertfestsetzuug 
in Ehesachen

F r i e d r i c h  hat in NJ 1952 S. 578 auf die Notwen­
digkeit hingewiesen, auch bei der Streitwertfestsetzung 
in Ehesachen in Übereinstimmung mit den in der Ent­
scheidung des Obersten Gerichts vom 21. Mai 1952 
(NJ 1952 S. 319) zum Ausdruck gebrachten Prinzipien 
die sozialen Gesichtspunkte zu beachten.

Grundsätzlich wird hierzu wohl gesagt werden dürfen, 
daß die Änderung des § 11 GKG durch die Verord­
nung vom 7. Mai 1949, die die Ermäßigung des Streit­
werts in besonderen Fällen bis auf 500,— DM gestat­
tet, dem sozialen Gedanken bereits Rechnung trägt. In­
wieweit in der Praxis hiervon tatsächlich aber Ge­
brauch gemacht worden ist, ist allerdings eine offene 
Frage. Die Parteien werden es vielfach schon deshalb 
unterlassen haben, diesbezügliche Anträge zu stellen, 
weil sie die Verordnung nicht kannten. Erfahrungsge­
mäß sind die streitenden Parteien in solchen Prozessen 
mit anderen Dingen viel zu sehr beschäftigt, als daß 
sie an die Möglichkeit des Antrags auf eine ange­
messene Streitwertfestsetzung denken. Meist machen 
sie sich über die hohen Kosten erst Gedanken, wenn 
die Gerichts- und Anwaltskostenrechnungen ins Haus 
geflattert kommen und bezahlt werden sollen, und dann 
ist es manchmal schon zu spät.

Jedenfalls haben sie oft über die Höhe und die Be­
rechnung solcher Kosten nur recht dunkle Vorstellun­
gen. Ob die klagende Partei bei Beginn des Prozesses 
über die Möglichkeit der Mitwirkung an einer ihren 
wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechenden Streit­
wertfestsetzung immer rechtzeitig und ausreichend in­
formiert wird, erscheint so sicher nicht, denn wer hat, 
außer den Parteien selbst, daran schon ein Interesse?

Den sozialen Erfordernissen in dieser Frage würde 
deshalb am sichersten dadurch Rechnung getragen, daß 
der Streitwert g e s e t z l i c h  auf den Normalbetrag 
von etwa 1000,— DM, anstatt wie bisher 2000,— DM, 
festgelegt wird. Auf diese Weise wird man den Inter­
essen der breiten Schichten unserer werktätigen Be­
völkerung, bei der man die Kenntnis der Verordnung 
vom 7. Mai 1949 nicht immer voraussetzen kann, am 
ehesten gerecht. Daneben sollten die Gerichte, wie bis­
her, noch immer die Möglichkeit haben, in den Fällen, 
wo Vermögen oder ein höheres Einkommen vorhanden 
ist — vielleicht über 5—600,— DM monatlich, ein 
höheres Objekt anzusetzen und nach der bisher geüb­
ten Praxis zu verfahren.

Dem Staat werden durch die Herabsetzung des Nor­
malbetrages auf 1000,— DM auch kaum größere Aus­
fälle entstehen, da in den vielen Armensachen die zu 
vergütenden Kosten aus der Staatskasse auch gerin­
gere sein werden, ganz abgesehen davon, daß die eine 
oder andere Partei die geringeren Kosten eher er­
schwingen und auf das Armenrecht eher zu verzichten 
geneigt sein wird.

Die von Friedrich zitierte Entscheidung des Obersten 
Gerichts vom 21. Mai 1952 behandelt in der Haupt­
sache zwar eine andere Frage, nämlich ob Rückstände 
von Unterhaltsrenten dem Wert des Anspruchs auf 
wiederkehrende Leistungen hinzuzurechnen sind; aber 
wenn sie sagt:

„Es liegt vielmehr im Interesse der die Demo­
kratischen Gerichte in Anspruch nehmenden werk­
tätigen Bevölkerung, daß, insbesondere bei Unter­
haltsklagen, der Streitwertfestsetzung bestimmte 
Grenzen gesetzt und dadurch erhebliche Mehr­
kosten vermieden werden, da bei derartigen Pro­
zessen häufig minderbemittelte Bevölkerungskreise 
beteiligt sind“,

so treffen diese sozialen Erwägungen auch auf die 
Frage des Streitwerts in Ehesachen zu. Man sollte 
ihnen durch Herabsetzung des Normalbetrages auf 
1000,— DM Rechnung tragen.

Willy A 11 m a n n , Erfurt

I N a  c  ii  r  i  c  ]11 e  n

Der Demokratismus der Ungarischen Rechtspflege
Die Grundsätze, die sich in der Verfassung der Ungarischen 

Volksrepublik hinsichtlich des Rechtssystems und der Rechts­
pflege ausdrücken, sind demokratische Grundsätze. Diese ge­
langen in den Gesetzen über das Verfahren zum Ausdruck, die 
die Tätigkeit der Organe der Justizpflege bestimmen. Das 
Parlament der Ungarischen Volksrepublik hat entsprechend den 
in der Verfassung enthaltenen Grundsätzen im Jahre 1951 ein 
Gesetz über die neue Strafprozeßordnung und im Jahre 1952 
ein Gesetz über die neue Zivilprozeßordnung geschaffen. Das 
Gesetz über das Strafverfahren enthält, wie es in der Begrün­
dung des Gesetzes zu lesen ist, alle die Verfahrensgarantien, 
die eine praktische Geltendmachung der Rechte der im Straf­
verfahren figurierenden Personen, vor allem der Beschuldigten, 
gewährleisten. Während aber in nicht sozialistischen Staaten 
diese Verfahrensgarantien bloß formelle, in den Rechtsnormen 
verbriefte, praktisch aber höchstens als Privilegien der herr­
schenden Klassen zur Geltung kommende Bestimmungen sind, 
werden sie in Ungarn durch das Gesetz und die Justizpraxis 
für jedermann gesichert. Um welche Grundsätze handelt es 
sich? Die Verfassung bestimmt: „Dem Angeklagten steht im 
Zuge des Gerichtsverfahrens das Recht der Verteidigung zu.“ 
Die Verfassung verbürgt die Öffentlichkeit der Gerichtsverhand­
lungen, und diese Öffentlichkeit ist nicht nur eine theoretische 
Möglichkeit, die in der Praxis durch verschiedene polizeiliche 
Maßnahmen und durch den bürokratischen Charakter des Ver­
fahrens eingeschränkt, in einzelnen Ländern geradezu vereitelt 
wird. In Ungarn finden die Gerichtsverhandlungen vielfach 
unter der Teilnahme bedeutender Massen statt; so wird bei­
spielsweise auch die Öffentlichkeit des Rundfunks benutzt, um 
die Vorgänge im Verhandlungssaal alle/* Werktätigen zur 
Kenntnis zu bringen.

Die Verfassung bestimmt, daß in der Ungarischen Volks­
republik die Richter unabhängig und nur dem Gesetz unter­
worfen sind. Die richterliche Unabhängigkeit soll und kann 
keine Loslösung vom werktätigen Volk bedeuten. Die Richter 
sind im Sinne der ungarischen Gesetze verpflichtet, ihre Ur­
teile entsprechend den Gesetzen und auf Grund dieser Gesetze 
zu fällen. Die Gesetze über das Verfahrensrecht bestimmen, 
„daß das Gericht die Beweise . ,. nach seiner Überzeugung 
wertet“.

Die Verfassung sichert unter den Freiheitsrechten die per­
sönliche Freiheit und Unverletzlichkeit der Staatsbürger, die

Achtung des Briefgeheimnisses und der Privatwohnung. Diese 
Rechte sind nicht einfache Verfassungserklärungen geblieben; 
zahlreiche Paragraphen des Strafverfahrens verschaffen diesen 
Grundsätzen auch praktisch Geltung, indem sie das Strafver­
fahren nur im Falle des begründeten Verdachts gestatten, 
ungesetzliche Freiheitsberaubung verbieten und die Organe der 
Rechtspflege verpflichten, solche Maßnahmen zu verhindern.

Die Verfassung bestimmt, daß die Bürger der Ungarischen 
Volksrepublik vor dem Gesetz gleich sind. Sowohl im Straf- 
wie im Zivilgerichtsverfahren stellt das Gesetz dementsprechend 
fest, daß „die Unkenntnis der ungarischen Sprache keinem zum 
Nachteil werden darf. Die der ungarischen Sprache nicht mäch­
tige Person kann während des ganzen Verfahrens in Wort und 
Schrift ihre Muttersprache gebrauchen“.

Die Gerichte der kapitalistischen Staaten begnügen sich im 
Zuge des Beweisverfahrens schlechterdings mit einer formellen 
Gerechtigkeit, die mit wahrer Gerechtigkeit oft nichts zu schaf­
fen hat. Die ungarischen Gerichte sind auf die Klärung der 
materiellen Wahrheit bedacht. Darum stellt das Gesetz über 
die Strafprozeßordnung fest: „Das Geständnis des Angeklagten 
an sich macht die Heranziehung sonstiger Beweismittel nicht 
überflüssig“, während nach der Zivilprozeßordnung „das Ge­
richt die Aufgabe hat, die Klärung der materiellen Wahrheit 
anzustreben“. D,-e auf Grund solcner Prinzipien gefällten Ur­
teile, diese auf Klärung der Wahrheit bedachten Urteile sind 
gerechte Urteile, eindeutig und für jedermann überzeugend. 
Die Urteile der ungarischen Gerichte beruhen nicht auf irgend­
welchen formellen Beweisen, auf dem Geständnis des Ange­
klagten, auf nicht kontrollierten Aussagen der Beteiligten, 
sondern sie stützen sich auf eine Reihe von Beweisen und sind 
als gründliche Urteile geeignet, dem Gericht Achtung und 
Ansehen zu verschaffen: die werktätigen Massen ersehen aus 
solchen Urteilen, daß die Gerichte vor allem bestrebt sind, 
meritorisch richtige, wahre Urteile zu fällen, die Wahrheit 
völlig zu klären.

Der Demokratismus, der die Tätigkeit der Organe der Rechts­
pflege kennzeichnet, charakterisiert den ganzen Aufbau der 
Rechtspflege. Es ist klar, daß nur jenes Gericht wirklich demo­
kratisch sein kann, dessen Richter von den breitesten Massen 
gewählt werden. Wirklich demokratisch kann nur ein Gericht 
sein, an dem neben dem Berufsrichter auch Vertreter des 
werktätigen Volkes beteiligt sind. Diese Beteiligung kann sich
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